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Einleitung 

A. Einfuhrung und Problemstellung 

I. Gerichtsöffentlichkeit und Massenmedien 

Daß Gerichtsverhandlungen prinzipiell öffentlich sind, ist im demokratischen 
Rechtsstaat nicht nur des Grundgesetzes eine Selbstverständlichkeit. Die Öf-
fentlichkeit der Gerichtsverhandlung gilt zu Recht als eine der großen Errun-
genschaften der Aufklärung. Seit sich im Laufe des 19. Jahrhunderts öffentliche 
Verhandlungen endgültig gegen das geheime Verfahren durchsetzen konnten, 
wird ihre Legitimität nicht mehr ernsthaft in Frage gestellt.1 Die mit der Allego-
rie der offenen Gerichtstür2 erfaßte Öffentlichkeit des gerichtlichen Verfahrens 
zählt vielmehr zu den grundlegenden Institutionen des Rechtsstaats.3 Einschrän-
kende Tendenzen, die namentlich Belange des Persönlichkeitsschutzes betreifen, 
bezogen sich lediglich auf Details des ohnehin zu keinem Zeitpunkt ausnahmslos 
oder unbeschränkt geltenden Grundsatzes. Das Institut der Gerichtsöffentlichkeit 
an sich stand dabei freilich nie zur Disposition. 

Allerdings besitzt der verbale Sympathieträger „Gerichtsöffentlichkeit" von 
jeher eine ambivalente Natur.4 Um ihre Rechtfertigung sowie um ihr zulässiges 
und wünschenswertes Maß rankt sich seit ihrer Einfuhrung eine von Gegensät-
zen geprägte Diskussion.5 Auf der einen Seite wird die Gerichtsöffentlichkeit 
mit hehren Zielsetzungen verbunden wie mit der Kontrolle richterlicher Macht, 
mit dem Schutz des einzelnen vor Willkür, mit der Schaffung und Erhaltung 
von Vertrauen in die Justiz und mit der Bewahrung der richterlichen Unab-

1 G. Wolf, ZW 1994, 187. 
2 A. Arndt, NJW 1960, 424. 
3 BGHSt 9, 280 (281); 21, 72 (72 f.); 22, 297 (301); 23, 176 (178); Kissel/Mayer, GVG, 4. 

Aufl. 2005, § 169 Rdnr. 4; Pfeiffer, StPO und GVG, 4. Aufl. 2002, § 169 GVG Rdnr. I; Meyer-
Goßner, StPO, 47. Aufl. 2004, § 169 GVG Rdnr. 1; Diemer, in: Karlsruher Kommentar zur 
StPO, 5. Aufl. 2003, § 169 GVG Rdnr. 1. 

4 Kuß, Öffentlichkeitsmaxime der Judikative und das Verbot von Fernsehaufnahmen im 
Gerichtssaal, 1999, S. 16; Dahs, Referat 54. DJT, 1982, K 8. 

5 Kloepfer, in: HStR II, 2. Aufl. 1998, § 35 Rdnr. 61. 
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hängigkeit vor obrigkeitlicher Einflußnahme. Auf der anderen Seite wird der 
Gerichtsöffentlichkeit ein hohes Gefahrenpotential zugeschrieben. Es reicht von 
der prangerartigen Bloßstellung des Angeklagten im Strafverfahren über die Be-
einträchtigung der Wahrheitsfindung bis hin zu der Befürchtung, Öffentlichkeit 
könne die richterliche Unabhängigkeit auf Grund des Drucks der öffentlichen 
Meinung gerade gefährden. 

Die Betroffenen geraten daher in die schwierige Situation, daß sie einerseits 
durch die Öffentlichkeit geschützt werden sollen, zugleich jedoch des Schutzes 
vor der Öffentlichkeit bedürfen.6 Roxin bringt es auf den Punkt: „Ein Zuviel 
an Öffentlichkeit beschwört ... gerade das herauf, was ihre Gewährung im 
Rahmen der gesetzlich gezogenen Grenzen verhindern soll ,.."7 Entsprechend 
gegenläufig gerät die Argumentation. Die Unabhängigkeit der Richter etwa wird 
ebenso zur Begründung der Publikumsöffentlichkeit der Verhandlung wie zur 
Rechtfertigung des Beratungsgeheimnisses bemüht.8 Veranschaulicht wird das 
Dilemma durch das Bild der janusköpfigen GerichtsöfFentlichkeit, die „freund-
lich lächelt, wenn sie Kabinettsjustiz verhindert, jedoch frech grinst, wenn sie 
Massenjustiz zuläßt."9 Der Gesetzgeber ist aufgerufen, Gerichtsöffentlichkeit 
so auszutarieren, daß weder das erforderliche Mindestmaß unter- noch das 
Höchstmaß überschritten wird. Er hat die Gefahren durch zu wenig oder durch 
zu viel Gerichtsöffentlichkeit gleichermaßen zu vermeiden. 

Die Problematik verschärft sich durch die Akzentverschiebung, die der Be-
griff der Öffentlichkeit durch die Massenmedien erfahren hat. Während sich 
Gerichtsöffentlichkeit zunächst auf die Zutrittsmöglichkeit des einzelnen zur 
mündlichen Verhandlung konzentrierte, steht heute die (massen-)mediale Auf-
bereitung des gerichtlichen Geschehens im Mittelpunkt des Interesses. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob es einen weitergehenden, durch die 
Massenmedien zu verwirklichenden Grundsatz der Gerichtsöffentlichkeit gibt 
- oder geben sollte. Massenmedien machen das gerichtliche Geschehen einem 
unvergleichlich größeren Publikum zugänglich, als es in einem Gerichtssaal je 
der Fall wäre. Das ist angesichts der allgemeinen medialen Durchdringung sämt-
licher Bereiche von Staat und Gesellschaft an sich ein bekanntes Phänomen. Die 
vielzitierte „Informationsgesellschaft" basiert gerade auf der immer stärkeren 
Verfügbarkeit von Information in den Massenmedien auch und gerade über staat-
liches Handeln. Für die beschriebene Ambivalenz der Gerichtsöffentlichkeit ent-
steht freilich eine Art Katalysatoreffekt. Die positiven und gewünschten Effekte 

6 Kuß, Öffentlichkeitsmaxime der Judikative und das Verbot von Fernsehaufnahmen im 
Gerichtssaal, 1999, S. 16f.; Schultz, SJZ 1973, 132. 

7 Roxin, in: FS ffir Karl Peters, 1974, S. 403. 
8 Martens, Öffentlich als Rechtsbegriff, 1969, S. 74 f. 
9 Alwart, JZ 1990, 884. 

10 Köhl, in: FS für Ludwig Schnorr von Carolsfeld, 1972, S. 240f. 
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der Gerichtsöffentlichkeit werden ebenso wie die negativen und unerwünschten 
befördert und verstärkt - oder durch die Medien sogar erst bewirkt.10 

In rechtlicher Hinsicht liegt die Problematik bereits auf der Ebene der Verfas-
sung in einem Geflecht konfligierender Positionen. Gegen mediale Öffentlich-
keit streiten tendenziell Persönlichkeitsrechte der Betroffenen. Ihnen stehen die 
Freiheitsrechte der Medien gegenüber. Diese bipolare Beziehung wird durch 
andere Rechtsgrundsätze angereichert, die ambivalente, wenn nicht konträre 
Assoziationen und Argumentationstopoi beisteuern und so die Komplexität der 
Materie noch steigern. Das gilt etwa für das Rechtsstaatsprinzip. Ganz abgesehen 
davon, daß das Rechtsstaatsprinzip als multivalenter Schleusenbegriff11 nicht in 
einer Richtung verläuft, sondern unterschiedliche, zum Teil gegenläufige Ten-
denzen birgt,12 sind auch einzelne unbestreitbare Emanationen des Rechtsstaats 
unter verschiedenartigen Aspekten von der Medienöffentlichkeit der dritten 
Gewalt betroffen. Beispielsweise zählt zu den zentralen Bestandteilen dieser 
verfassungsgestaltenden Grundentscheidung die richterliche Unabhängigkeit,13 

der sowohl durch ein Übermaß wie durch ein Untermaß an Öffentlichkeit 
Gefahren drohen. Daher verlangt das Verfassungsprinzip der Rechtsstaatlichkeit 
gleichermaßen die Wahrung eines Mindestmaßes an (auch und gerade: medi-
aler) Öffentlichkeit, wie es umgekehrt deren höchstzulässiges Maß nach oben 
begrenzt. 

Eine deutliche Zuspitzung erfährt die Problematik durch das seit einigen 
Jahren verstärkte Drängen des Fernsehens in die ihm lange Zeit verschlossenen 
Gerichtssäle. Angesichts der Intensität und der Breitenwirkung von Fernseh-
übertragungen treten sämtliche Aspekte der Gesamtthematik an diesem zentralen 
Punkt mit besonderer Schärfe hervor.14 Die Spannweite der Diskussion läßt 
sich schlaglichtartig durch zwei Positionen umreißen. Einerseits wird vor jeder 
Zulassung von Fernsehkameras im Gericht gewarnt, wobei als abschreckendes 
Beispiel mit Vorliebe der - tatsächlich oder vermeintlich - zum weltweiten Fern-
sehspektakel degenerierte Mordprozeß gegen den ehemaligen Football-Spieler 
O. J. Simpson in den Vereinigten Staaten von Amerika herangezogen wird.15 Auf 

11 Böckenförde, Staat, Gesellschaft, Freiheit, 1976, S. 76 ff.; Isensee, in: HStR IX, 1997, 
§ 202 Rdnrn. 10ff.; Schmidt-Aßmann, in: HStR I, 2. Aufl. 1995, § 24 Rdnr. 29. 

12 Kunig, Das Rechtsstaatsprinzip, 1986, passim. 
13 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, Bd. III, 2000, Art. 97 Rdnr. 14. 
14 Lorz, in: Haratsch/Kugelmann/Repkewitz (Hrsg.), Herausforderungen an das Recht der 

Informationsgesellschaft, 1996, S. 60. 
15 Kirchberg, BRAK-Mitt. 2002,256; Edinger, DRiZ 2001, A25; Enders, NJW 1996,2714; 

Hofmann, ZRP 1996,400; I. M. Pernice, Öffentlichkeit und Medienöffentlichkeit, 2000, S. 22; 
Töpper, DRiZ 1995, 242; Beck, in: FG für Karin Graßhof, 1998, S. 136 mit Fn. 42; Hamm, 
NJW 1995, 761; Lohrmann, DRiZ 1995, 247; Linke, VR 2002, 384; Weiler, ZRP 1995, 133; 
Ewald, NJ 1996, 72 f.; Prutting, in: FS für Rolf A. Schütze, 1999, S. 685; Lorz, in: Haratsch/ 
Kugelmann/Repkewitz (Hrsg.), Herausforderungen an das Recht der Informationsgesellschaft, 
1996, S. 60 f., 71. 
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der anderen Seite findet sich die These, Gerichtsöffentlichkeit sei auch und vor 
allem Medienöffentlichkeit,16 da gerade diese die Gewähr für die Erfüllung der 
von der Gerichtsöffentlichkeit verfolgten Anliegen biete.17 Insofern sei - so die 
Schlußfolgerung - jedenfalls das generelle Aufnahmeverbot des § 169 S. 2 GVG 
nicht mehr zu rechtfertigen. 

II. Die Medienöffentlichkeit der Dritten Gewalt als Rechtsproblem 

Bereits die Zuordnung der bislang angesprochenen Aspekte zu einzelnen Rechts-
sätzen weist auf einen Gesichtspunkt hin, der für den Zuschnitt dieser Arbeit von 
zentraler Bedeutung ist: Fragen des Zugangs der Medien zur Dritten Gewalt sind 
solche des Rechts. 

Weder die Medien noch die Rechtsprechung sind der Rechtsordnung vor-
gelagert oder ihr entzogen; sie stellen keine apriorischen oder rechtsexogenen 
Phänomene dar. Zumal im Verfassungsstaat grundgesetzlichen Zuschnitts sind 
beide schon jeweils für sich entscheidend vom Recht determiniert. Gleiches gilt 
für ihre gegenseitige Zuordnung, d. h. für die Korrelation der beiden Phänomene: 
Das Verhältnis zwischen den Medien und der Dritten Gewalt ist gesetzesdeter-
miniert und normgeprägt. 

Diese normative Prägung erfolgt auf verschiedenen Ebenen der hochdifferen-
zierten Rechtsordnung. Sie ergibt sich nicht allein aus dem Verfassungsrecht. 
Der Gesetzgeber hat bereits auf der Ebene des einfachen Rechts einschlägige 
Regelungen getroffen. Daß sie zunächst berücksichtigt werden, fordert schon der 
Anwendungsvorrang des einfachen Rechts.18 Der Geltungsvorrang des Verfas-
sungsrechts,19 namentlich der Grundrechte, kommt vor allem dann zum Tragen, 
wenn und soweit sich das einfache Recht als defizitär erweist. 

16 Scherer, Gerichtsöffentlichkeit als Medienöffentlichkeit, 1979, S. 4; Scherer, ZaöRV 
Bd. 39(1979), S. 40. 

17 Eberle, in: ZDF-Jahrbuch 1992, S. 158; Eberle, NJW 1994, 1638. 
18 Dreier, in: Dreier, GG, Bd. I, 2. Aufl. 2004, Vorb. Rdnr. 68 Fn. 261; Dreier, Die Verwal-

tung Bd. 36 (2003), S. 106; Hermes, VVDStRL Heft 61 (2002), S. 141. 
19 H. Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 15. Aufl. 2004, § 4 Rdnr. 50. 



B. Der Gang der Untersuchung 

Die Untersuchung gliedert sich in sechs Teile. 
Sie beginnt mit begrifflichen Klärungen, die sich in erster Linie mit dem 

vielschichtigen Terminus der Öffentlichkeit und mit seinen Bedeutungen in 
unterschiedlichen sprachlichen Kombinationen beschäftigen. Namentlich die 
Reichweite des Begriffs „Medienöffentlichkeit" bedarf im Zusammenhang mit 
der Rechtsprechung näherer Betrachtung. Zugleich dient dieser erste Teil der 
Eingrenzung des Themas und seiner Konzentration auf bestimmte aktuelle 
Fragestellungen. 

Eine hervorgehobene Rolle innerhalb des Gesamtkomplexes der Rechtspre-
chungsöffentlichkeit nimmt die Möglichkeit des Zutritts zur mündlichen Ver-
handlung ein. Diese sog. Saalöffentlichkeit ist in mehrfacher Hinsicht Anknüp-
fungspunkt und Grundlage der Informationsbeschaffung durch die Medien. Der 
zweite Teil der Arbeit befaßt sich daher mit der Entstehung, mit den normativen 
Grundlagen und mit dem exakten Inhalt der Saalöffentlichkeit. Zusätzlich wird 
die Rechtsstellung des Zuschauers unter besonderer Berücksichtigung ihrer 
grundrechtlichen Absicherung näher untersucht. Damit wird zugleich der Boden 
bereitet, um später spezielle Fragen der Teilnahme von Journalisten an mündli-
chen Verhandlungen erörtern zu können. 

Zuvor geht die Untersuchung in ihrem dritten Teil den Funktionen und den 
verfassungsrechtlichen Grundlagen gerichtlicher Öffentlichkeit nach. Dabei un-
ternimmt sie den Versuch, einen Verfassungsgrundsatz der Medienöffentlichkeit 
der Rechtsprechung herauszuarbeiten, der seine Grundlage im Demokratie- so-
wie im Rechtsstaatsprinzip des Grundgesetzes findet und der unter mehreren 
Gesichtspunkten über die Saalöffentlichkeit hinausreicht. 

Eine konkrete Ausprägung dieses Grundsatzes ist die im vierten Teil nä-
her behandelte Möglichkeit von Journalisten, an mündlichen Verhandlungen 
teilzunehmen. In rechtlicher Hinsicht ist die Teilnahmegelegenheit der Me-
dien mehr als ein bloßer Reflex der allgemeinen Saalöffentlichkeit. Schon der 
Grundrechtsschutz des Journalisten reicht über den des „normalen" Zuschauers 
hinaus. Das hat unmittelbare praktische Konsequenzen, wenn Journalisten be-
vorzugt behandelt werden sollen bzw. wollen. In diesen Kontext fallt auch die 
Frage nach der exzeptionellen Zulassung von Journalisten zu nichtöffentlichen 
Verhandlungen. 
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Der fünfte Teil der Arbeit befaßt sich mit Bild- und Tonaufnahmen in münd-
lichen Verhandlungen sowie in deren Umfeld. Das schließt insbesondere die 
aktuelle und kontrovers diskutierte Frage nach der Zulässigkeit von Fern-
sehaufnahmen während der Verhandlung ein. Nach einer Bestandsaufnahme 
der grundlegenden Normsituation wird die recht großzügige Zulassung von 
Fernsehaufnahmen in Verhandlungen des Bundesverfassungsgerichts kritisch 
gewürdigt. Daran schließen sich eine Zusammenfassung der bundesverfassungs-
gerichtlichen Beurteilung von Aufnahmen vor den Fachgerichten sowie eine 
eigene verfassungsrechtliche Beurteilung von Aufnahmeverboten an. Dieser Teil 
schließt mit Überlegungen zur aktuellen normativen Sondersituation in Verhand-
lungen des Bundesverfassungsgerichts sowie zu Besonderheiten in Verfahren der 
Landesverfassungsgerichte. 

Mit einem Überblick über mediale Zugangsmöglichkeiten zur Rechtspre-
chung jenseits von mündlichen Verhandlungen schließt der sechste Teil die 
Arbeit ab. Behandelt werden die Veröffentlichung gerichtlicher Entscheidungen, 
Auskunftsrechte und Akteneinsichtsmöglichkeiten der Medien sowie die aktive 
Öffentlichkeitsarbeit der Gerichte. 



Teil 1 

Begriffliche und strukturelle Klärungen 

Eine Arbeit zur Medienöffentlichkeit der Dritten Gewalt sieht sich zunächst 
der Frage nach ihrem exakten Untersuchungsgegenstand ausgesetzt. Vor allem 
„Medienöffentlichkeit" kommt weder in der Gesetzessprache vor, noch gibt es 
eine umfassende und verbindliche Definition des Begriffs. Zwar liegen einzelne 
Bestandteile des Themas deutlich auf der Hand. Sein Gesamtumfang freilich ist 
klärungsbedürftig. 





A. Die Ausgangslage 

Offensichtlich zum Thema gehört die vielfach diskutierte1 Frage nach der Zulas-
sung von Fernsehkameras in den Gerichtssälen. Die „Audiovisualisierung" des 
gerichtlichen Verfahrens ist nicht nur die mit Abstand prominenteste Erschei-
nungsform des Bestrebens, die durch die Medien hergestellte Öffentlichkeit auf 
derzeit nicht erschlossene Bereiche der Rechtsprechung auszudehnen. In der 
öffentlichen Wahrnehmung reduziert sich das Verhältnis zwischen Medien und 
Rechtsprechung häufig gerade auf diesen einen Aspekt. Bei genauerem Hinsehen 
sind „Medienöffentlichkeit der Rechtsprechung" und „Fernsehöffentlichkeit 
der Gerichtsverhandlung" jedoch schon sprachlich in doppelter Hinsicht nicht 
deckungsgleich: Ungeachtet einer ihm attestierten Qualität als „Leitmedium"2 

lassen sich die Medien nicht auf das Fernsehen unter Aussparung von Presse und 
Hörfunk reduzieren. Des weiteren beschränkt sich die Tätigkeit der Rechtspre-
chung nicht auf mündliche Verhandlungen. Zwar nimmt die Diskussion über die 
Zulässigkeit der Fernsehübertragung mündlicher Verhandlungen - namentlich in 
Strafprozessen - 3 und damit über die Berechtigung ihres prinzipiellen Verbots 
durch § 169 S. 2 GVG eine zentrale Rolle ein. Ungeachtet dessen stehen die 
Rechtsprechung und ihre Öffentlichkeit durch die Medien, für die Medien und 
in den Medien in einem Beziehungsgeflecht, das facettenreicher ist, als es die 
Fokussierung auf diesen einen markanten, zugegebenermaßen exemplarischen 

1 Vgl. nur Dieckmann, NJW 2001, 2451 f.; Gehring, ZRP 2000, 197 ff.; Gündisch/Dany, 
NJW 1999,256 ff.; Gündisch, NVwZ 2001, 1004; Hamm, NJW 1995,760 f.; Hain, DÖV 2001, 
5 8 9 f f ; Knothe/Wanckel, ZRP 1996, 106ff ; Kohlhaas, DRiZ 1956, 2 f f ; Kortz, AfP 1997, 
4 4 3 f f ; Kuhlo, in: Kuhlo/Gersdorf, Gerichts-TV, 2001, S. 9 f f ; Lehr, NStZ 2001, 6 3 f f ; Lohr-
mann, DRiZ 1995, 247; Maul, MDR 1970, 2 8 6 f f ; Ranft, Jura 1995, 5 7 3 f f ; H.J. Schneider, 
JuS 1963, 3 4 6 f f ; Schorn, LZ 1932, Sp. 1408 ff; Schwarz, AfP 1995, 3 5 3 f f ; Töpper, DRiZ 
1995, 242; G. Wolf, NJW 1994, 681 ff; G. Wolf ZRP 1994, 187f f ; Wyss, EuGRZ 1996, 1 ff. Zu 
monographischen Darstellungen s. u. a. Y. Braun, Medienberichterstattung über Strafverfahren 
im deutschen und englischen Recht, 1998; Britz, Fernsehaufnahmen im Gerichtssaal, 1999; 
R. Gerhardt, Zur Frage der Verfassungsmäßigkeit des Verbots von Rundfunk- und Fernseh-
aufnahmen im Gerichtssaal (§ 169 Satz 2 GVG), Diss. Frankfurt a.M. 1968; F. Burbulla, Die 
Fernsehöffentlichkeit als Bestandteil des Öffentlichkeitsgrundsatzes, 1998; I. Jung, Presse, 
Rundfunk und Film im Gerichtssaal, 1951; Scherer, Gerichtsöffentlichkeit als Medienöffent-
lichkeit, 1979; Sörth, Rundfunkberichterstattung aus Gerichtsverfahren, 1999; Häbner-Raddatz, 
Fernsehöffentlichkeit im Gerichtssaal, 2002. 

2 BVerfGE 97, 228 (257); van Eimeren/Ridder, MP 2001, 540; Schmitz, in: Göhler (Hrsg.), 
Macht der Öffentlichkeit - Öffentlichkeit der Macht, 1995, S. 133 f. 

3 Petersen, Medienrecht, 2. Aufl. 2005, § 20 Rdnr. 1. 



10 Teil 1: Begriffliche und strukturelle Klärungen 

Punkt nahelegt. Daher bedarf es näherer Überlegungen, durch welche konstituti-
ven Kriterien sich die „Medienöffentlichkeit der Dritten Gewalt" auszeichnet. 

Weiter ist der Hinweis veranlaßt, daß mit den folgenden Ausfuhrungen le-
diglich das Feld der Untersuchung abgesteckt und strukturiert werden soll. 
Dagegen ist nicht beabsichtigt, eine allgemeingültige Definition des Begriffs 
„Medienöffentlichkeit der Rechtsprechung" herauszuarbeiten. Zwei Gründe sind 
dafür maßgebend. 

Zum einen ist eine derartige Definition in rechtlicher Hinsicht nicht erforder-
lich. Die Zuordnung eines tatsächlichen Phänomens zum Thema dieser Arbeit 
hat keine normativen Konsequenzen. Medienöffentlichkeit ist ein Querschnittbe-
griff. Es handelt sich nicht um ein Tatbestandsmerkmal, dessen Vorliegen näher 
umrissene Rechtsfolgen auslöst. Ein bestimmtes Verhalten ist insbesondere nicht 
allein deshalb erlaubt oder gar gesetzlich gefordert, weil es zur Medienöffent-
lichkeit der Rechtsprechung gehört oder beiträgt. Das belegt schon § 169 S. 2 
GVG hinreichend deutlich. 

Zum anderen ist eine allgemeingültige Definition auch gar nicht möglich. 
In das Verständnis des Untersuchungsgegenstands spielen mangels unmittel-
barer gesetzlicher Anknüpfungspunkte oder anderer verbindlicher Vorgaben 
zwangsläufig subjektive Elemente hinein. Definitionsversuchen mit Hilfe grif-
figer Kurzformeln steht zudem entgegen, daß das Thema der Arbeit durchaus 
heterogene Aspekte in sich vereint. Das hat es mit seinem unmittelbaren begriff-
lichen Kontext gemeinsam. Medienöffentlichkeit ist eine spezielle Form von 
Öffentlichkeit, „Medienöffentlichkeit der Rechtsprechung" also ein Unterfall 
von „Öffentlichkeit der Rechtsprechung". Für diese wurde bereits frühzeitig von 
kundiger Seite in einem „Klassikertext"4 konstatiert, „Gerichtsöffentlichkeit" 
bilde einen derart unbestimmten Begriff, daß er die unterschiedlichsten Dinge in 
sich aufnehmen könne. Seine Verwendung ohne nähere Beschränkungen eigne 
sich daher eher zum Spiegelfechten denn für ernste Unterhaltungen.5 

Die Aussage bekräftigt die Notwendigkeit, die zur Medienöffentlichkeit der 
Rechtsprechung gehörenden Aspekte näher zu strukturieren, um so das Thema 
juristisch handhabbar zu machen. Trotz der absehbaren Bedeutungsvielfalt - oder 
gerade ihretwegen - stellt dabei die sprachliche Ebene schon mangels anderer 
Fixpunkte den einzig tragfähigen Ansatz und Ausgangspunkt dar. 

4 Zu Klassikertexten als juristischen Erkenntnismitteln Häberle, Klassikertexte im Verfas-
sungsleben, 1981. 

5 A. v. Feuerbach, Betrachtungen über die Öffentlichkeit und Mündlichkeit der Gerechtig-
keitspflege, Bd. 1, 1821, Neudruck 1969, S. 21. 
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